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Leere Kassen, rote Zahlen

Forderungen zur Finanznot  
der Kommunen

# 1 FINANZAUSGLEICH

Wir fordern vom Land Niedersachsen die Erhöhung des kommu­

nalen Finanzausgleichs um mindestens einen Prozentpunkt!

# 2 KITA-BETEILIGUNG

Wir fordern vom Land Niedersachsen eine pauschale und pünktli­

che Beteiligung in Höhe von 2/3 an den Ausgaben für die Betreu­

ung von Kindern in Tageseinrichtungen!

# 3 GANZTAGSSCHULE

Wir fordern vom Land Niedersachsen, die Investitionen und den 

pädagogischen Betrieb der zukünftigen Ganztagsschule adäquat 

zu finanzieren!

# 4 STEUERMINDEREINNAHMEN AUSGLEICHEN

Wir fordern von Land und Bund, die Einnahmeverluste bei 

der Gewerbesteuer infolge des steuerlichen Investitionspro­

gramms zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland 

auszugleichen!

KREISVORSTANDSKONFERENZ MIT 

INNENMINISTERIN DANIELA BEHRENS

Auch auf der Kreisvorstandskonferenz wurden die 

Forderungen des NSGB eindringlich vorgetragen 

und von vielen Teilnehmern mit Beispielen aus 

ihren Gemeinden untermauert. Innenministerin 

Daniela Behrens machte mit Blick auf das Gespräch 

der Kommunalen Spitzenverbände am 23. Juni 

2025 mit dem Ministerpräsidenten Olaf Lies, Finanz­

minister Gerald Heere und ihr selbst Hoffnung.

Sie kündigte an, dass das Land die Nöte der 

Kommunen erkenne und seine neuen Verschul­

dungsmöglichkeiten ausnutzen werde. Zugleich 

wolle das Land überprüfen, wie es seine Rücklagen 

verwenden wolle, jeweils mit Blick auf die Kommu­

nalfinanzen. Sie stellte in Aussicht, dass Verbesse­

rungen für die Kommunen erfolgen würden. Sie 

war in Vertretung des Ministerpräsidenten gekom­

men, der zeitgleich mit Bundeskanzler Friedrich 

Merz und den übrigen Ministerpräsidentinnen und 

Ministerpräsidenten über einen Ausgleich für die 

wegen des Boosters für die Wirtschaft ausbleiben­

den Gewerbesteuereinnahmen verhandelte. Sie 

führte aus, dass Ministerpräsident Olaf Lies dort für 

eine Kompensation dieser fehlenden Einnahmen 

kämpfe und stellte die Landesposition dar, dass die 

Kommunen einen Ausgleich benötigten. Außerdem 

sagte sie zu, die Vorschläge der Kommunen zur Ver­

einfachung von überbürokratischen Vorschriften 

ernsthaft zu prüfen und stellte das im Erlass befind­

liche Niedersächsische Kommunalfördergesetz als 

einen ersten Schritt dar. Viele Teilnehmer wiesen 

auch noch darauf hin, dass die Einnahmeseite das 

eine sei, das andere sei, die Ausgabenseite ebenfalls 

in den Blick zu nehmen. Dies betreffe insbesondere 

die nicht mehr finanzierbaren Soziallasten. Der 

Staat sei mit dem, was er sich aufgeladen habe, der­

zeit überfordert.

AUS DEM NSGB
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KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

THEMENSCHWERPUNKT

NILS BRECHBÜHLER
ist Geschäftsführer und  

Head of Consulting  
der Valisory GmbH

KI? Aber sicher!
Sechs Erfolgsfaktoren für den wirksamen und datenschutz­
konformen Einsatz generativer KI in Kommunen

VON NILS BRECHBÜHLER

FO
TO

: J
QM

 / K
I-G

EN
ER

IER
T -

 ST
OC

K.
AD

OB
E.C

OM

Ob Bürgeranfragen, Protokollentwürfe oder 
Formulardialoge – generative KI ist keine 
Zukunftsmusik mehr, sondern in vielen 
Verwaltungen bereits im Alltag angekommen. 
Besonders für kleine und mittlere Kommunen 
liegt hier großes Potenzial: Prozesse können 
beschleunigt, Mitarbeiter:innen entlastet, 
Fachkräftemangel abgefedert werden. Doch die 
Technologie wirft auch neue Fragen auf – etwa 
zum Datenschutz, zu Lizenzmodellen oder zur 
Auswahl passender Sprachmodelle. Wer gene-
rative KI in kommunalen Strukturen sinnvoll 
einsetzen möchte, sollte sechs Faktoren besonders 
im Blick behalten:

1. DATENSCHUTZ: MEHR SCHEIN ALS SEIN

Viele KI­Anbieter werben mit „DSGVO­konformer“ 

Datenverarbeitung, da ihre Server formal in Europa 

stehen. Doch was auf den ersten Blick sicher wirkt, 

entpuppt sich bei näherem Hinsehen oft als Schein­

sicherheit: Bei Serverausfällen greifen viele Dienste 

auf Backup­Systeme in den USA zurück – eine soge­

nannte „Georedundanz“. Das bedeutet: Selbst wenn 

Daten ursprünglich in Europa gespeichert wurden, 

können sie letztlich dem US CLOUD Act unterliegen 

– und damit aus Sicht europäischer Datenschutz­

standards angreifbar sein. Hinzu kommt: Viele Nut­

zer:innen wissen nicht genau, welche Daten eigent­

lich als sensibel gelten und was KI­Systeme mit 

ihren Eingaben machen. Deshalb ist echte digitale 

Souveränität für Kommunen nur über Plattformen 

erreichbar, die durch technische Maßnahmen wie 

„Data Loss Prevention“ (automatischer Schutz vor 

Datenabfluss) und die Option auf lokal betriebene 

Sprachmodelle maximalen Schutz bieten.

2. KOSTEN: PLATTFORMEN STATT 

EINBAHNSTRASSEN

Einzelne KI­Tools, die nur sehr spezielle Aufgaben 

abbilden – etwa Sprache in Text umwandeln oder 

Texte auf geschlechtergerechte Sprache prüfen 

– wirken zunächst nützlich, sind aber häufig ineffi­

zient. Sie verursachen hohe Lizenzkosten, fördern 

Abhängigkeiten und verhindern, dass kommunale 

Mitarbeitende eigene Kompetenzen im Umgang 

mit KI entwickeln. Viel sinnvoller ist ein plattform­

basierter Ansatz: Eine KI­Plattform, über die mehrere 

Fachbereiche bedarfsorientiert eigene Assistenten 

erstellen, ist langfristig deutlich günstiger. Während 

Einzellösungen wie Microsoft Copilot rund 30 Euro 

pro Monat pro Nutzer:in kosten, liegen API­ba­

sierte Zugänge (also direkte technische Anbindun­

gen) zu Modellen wie GPT­4.1 Nano bei nur etwa 

0,40 US­Dollar pro einer Million Zeichen. Das spart 

Geld – und ermöglicht es Verwaltungen, ihr eigenes 

Know­how zu stärken.

3. LIZENZMANAGEMENT: SCHATTEN-IT 

VERHINDERN

Wenn Kommunen keine einheitliche Zugriffsrege­

lung schaffen, entstehen schnell unkontrollierte 

Parallelstrukturen: Mitarbeiter:innen registrieren 

sich eigenständig bei Tools wie ChatGPT – meist 

ohne Absprache mit der IT. Studien zeigen, dass 

ChatGPT inzwischen die häufigste sogenannte 

„Schatten­IT“­Anwendung ist – mit entsprechen­

den Risiken: sensibler Datenabfluss, fehlende Nach­

vollziehbarkeit, unklare Kosten. Abhilfe schaffen 

Multi­LLM­Plattformen mit zentralem Lizenz­ und 

Nutzermanagement: Mittels Single Sign­On (einheit­

licher Login für alle Anwendungen) und rollenba­
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Künstliche Intelligenz in der 
Kommunalverwaltung: Allheilsbringer  
oder überbewerteter Hype?

DR. STEPHAN MEYN  
ist Referatsleiter beim  

Niedersächsischen Städte-  
und Gemeindebund und  

dessen Pressesprecher
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VON DR. STEPHAN MEYN

Kaum eine technologische Entwicklung 
hat in den letzten Jahren so viel öffent-
liche Aufmerksamkeit erhalten wie die 
Künstliche Intelligenz (KI). Spätestens seit der 
Veröffentlichung von ChatGPT ist das Thema 
omnipräsent – in der Presse, in politischen 
Diskussionen und zunehmend auch in der öffent-
lichen Verwaltung. Doch was bedeutet KI konkret 
für Städte, Gemeinden und Samtgemeinden? 
Handelt es sich um ein universelles Werkzeug, 
das die Verwaltung revolutionieren kann? 
Oder sind viele Erwartungen überzogen? 
Dieser Beitrag möchte Antworten geben, 
Orientierung schaffen und erste kommunale 
Anwendungsbeispiele beleuchten.

WAS MEINT „KÜNSTLICHE INTELLIGENZ“ –  

UND WAS NICHT?

Unter Künstlicher Intelligenz (KI) versteht man 

IT­Systeme, die Aufgaben bewältigen können, für 

die normalerweise menschliche Denkprozesse 

erforderlich wären. Dazu zählen beispielsweise die 

Analyse von Informationen, das Verstehen gespro­

chener oder geschriebener Sprache oder das eigen­

ständige Erkennen von Mustern. Eine der wichtigs­

ten Grundlagen bildet dabei das maschinelle Lernen 

– ein Verfahren, bei dem Programme auf der Basis 

großer Datenmengen eigenständig Regeln und 

Zusammenhänge ableiten, ohne diese explizit ein­

programmiert bekommen zu haben.

Eine verbindliche Definition von Intelligenz – sei 

sie nun menschlich oder künstlich – fehlt bislang. 

Deshalb empfiehlt es sich, nicht über eine absolute 

Begriffsbestimmung zu diskutieren, sondern über 

konkrete Einsatzfelder, Verantwortlichkeiten und 

Rahmenbedingungen. Gerade für die öffentliche 

Verwaltung stellt sich nicht die theoretische, son­

dern die sehr praktische Frage: Was kann KI heute 

leisten, wo kann sie unterstützend wirken, und wo 

liegen klare Grenzen?

ZWISCHEN TRENDBEGEISTERUNG UND  

NÜCHTERNER EINSCHÄTZUNG

Wie bei vielen technologischen Entwicklungen ist 

auch die Diskussion um Künstliche Intelligenz von 

teils übersteigerten Erwartungen geprägt. In der 

öffentlichen Debatte wird KI häufig als radikaler 

Gamechanger dargestellt, der ganze Arbeitsfelder 

ablösen und Verwaltungsstrukturen revolutionieren 

könne. Solche Schlagzeilen erzeugen Aufmerksam­

keit, führen aber auch zu unrealistischen Vorstellun­

gen. Gerade in der kommunalen Praxis ist jedoch 

Zurückhaltung angebracht. Die Einführung neuer 

Technologien erfordert Zeit, Ressourcen, Qualifizie­

rung und – nicht zuletzt – eine gründliche Prüfung 

auf Eignung und rechtlicher Zulässigkeit. Der Hype 

darf nicht die sorgfältige Abwägung ersetzen.

KÜNSTLICHE INTELLIGENZ

THEMENSCHWERPUNKT
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